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Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages 

Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus digitaler Hochgeschwindig-
keitsnetze (DigiNetzG) 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 183. Sitzung am 7. Juli 2016 aufgrund der 

Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Verkehr und digitale 

Infrastruktur – Drucksache 18/9023 – den von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung des Ausbaus digitaler 

Hochgeschwindigkeitsnetze (DigiNetzG) 

– Drucksache 18/8332 – 

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen. 

Fristablauf: 23.09.16 

Erster Durchgang: Drs. 71/16 



  

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:  

a) Der Nummer 1 Buchstabe a wird folgende Angabe angefügt: 

„§ 77p Genehmigungsfristen für Bauarbeiten“. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgender Buchstabe a wird vorangestellt: 

‚a) Nach Nummer 2a wird folgende Nummer 2b eingefügt:  

„2b. „Baudenkmäler“ nach Landesrecht geschützte Gebäude oder Gebäu-
demehrheiten;“.‘ 

bb) Die bisherigen Buchstaben a bis g werden die Buchstaben b bis h. 

cc) In dem neuen Buchstaben e werden nach den Wörtern „Trägerstrukturen wie 
Türme,“ die Wörter „Ampeln und Straßenlaternen,“ eingefügt. 

dd) Die folgenden Buchstaben i bis k werden angefügt: 

,i) Nach Nummer 28 wird folgende Nummer 28a eingefügt:  

28a. „umfangreiche Renovierungen“ Tief- oder Hochbauarbeiten am 
Standort des Endnutzers, die strukturelle Veränderungen an den ge-
samten gebäudeinternen passiven Netzinfrastrukturen oder einem 
wesentlichen Teil davon umfassen; 

j) Nach Nummer 33 wird folgende Nummer 33a eingefügt:  

33a. „Zugangspunkt zu passiven gebäudeinternen Netzkomponenten“ 
ein physischer Punkt innerhalb oder außerhalb des Gebäudes, der 
für Eigentümer und Betreiber öffentlicher Telekommunikations-
netze zugänglich ist und den Anschluss an die hochgeschwindig-
keitsfähigen gebäudeinternen passiven Netzinfrastrukturen ermög-
licht; 

k) Die bisherigen Nummern 33a und 33b werden die Nummern 33b und 
33c.ʻ 

c) Nummer 8 Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

‚c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  

„(3) Für die Verlegung oder die Änderung von Telekommunikationslinien 
ist die schriftliche oder elektronische Zustimmung des Trägers der Wegebau-
last erforderlich. Die Zustimmung gilt nach Ablauf einer Frist von drei Mona-
ten nach Eingang des vollständigen Antrags als erteilt. Die Frist kann um ei-
nen Monat verlängert werden, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Ange-
legenheit gerechtfertigt ist. Die Fristverlängerung ist zu begründen und recht-
zeitig mitzuteilen. Bei der Verlegung oberirdischer Leitungen sind die Interes-
sen der Wegebaulastträger, der Betreiber öffentlicher Telekommunikations-
netze und die städtebaulichen Belange abzuwägen. In die Abwägung kann zu-
gunsten einer Verlegung oberirdischer Leitungen insbesondere einfließen, 
dass vereinzelt stehende Gebäude oder Gebäudeansammlungen erschlossen 
werden sollen. Soweit die Verlegung im Rahmen einer Gesamtbaumaßnahme 
koordiniert werden kann, die in engem zeitlichen Zusammenhang nach der 
Antragstellung auf Zustimmung durchgeführt wird, soll die Verlegung in der 
Regel unterirdisch erfolgen. Die Zustimmung kann mit Nebenbestimmungen 
versehen werden, die diskriminierungsfrei zu gestalten sind; die Zustimmung 
kann außerdem von der Leistung einer angemessenen Sicherheit abhängig ge-
macht werden. Die Nebenbestimmungen dürfen nur die Art und Weise der 
Errichtung der Telekommunikationslinie sowie die dabei zu beachtenden Re-
geln der Technik, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, die im Bereich 
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des jeweiligen Wegebaulastträgers übliche Dokumentation der Lage der Tele-
kommunikationslinie nach geographischen Koordinaten und die Verkehrssi-
cherungspflichten regeln.“ ‘ 

d) Nummer 14 wird wie folgt geändert:  

aa) § 77a wird wie folgt geändert: 

aaa) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Gebietskörperschaften haben für allgemeine Planungs- und Förder-
zwecke einen Anspruch auf Einsichtnahme in den Infrastrukturatlas 
nach Absatz 1. Näheres regelt die Bundesnetzagentur in Einsichtnah-
mebedingungen, die der vorherigen Zustimmung des Bundesministe-
riums für Verkehr und digitale Infrastruktur bedürfen. Die Einsichtnah-
mebedingungen haben insbesondere der Sensitivität der erfassten Da-
ten und dem zu erwartenden Verwaltungsaufwand Rechnung zu tra-
gen.“ 

bbb) In Absatz 4 Nummer 3 werden nach den Wörtern „als kritische Infra-
strukturen bestimmt worden“ die Wörter „und nachweislich besonders 
schutzbedürftig und für die Funktionsfähigkeit der kritischen Infra-
struktur maßgeblich“ eingefügt. 

bb) § 77b wird wie folgt geändert: 

aaa) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „nichtdiskriminierenden“ durch das 
Wort „diskriminierungsfreien“ ersetzt. 

bbb) In Absatz 4 Nummer 3 werden nach den Wörtern „betroffen sind“ die 
Wörter „, die nachweislich besonders schutzbedürftig und für die 
Funktionsfähigkeit der kritischen Infrastruktur maßgeblich sind,“ ein-
gefügt. 

ccc) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:  

„(6) Die Bundesnetzagentur macht die nach Absatz 5 erhaltenen 
Informationen den Eigentümern oder Betreibern öffentlicher Telekom-
munikationsnetze, dem Bund, den Gebietskörperschaften der Länder 
und der Kommunen sowie dem Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur unverzüglich zugänglich. Dies erfolgt elektro-
nisch unter verhältnismäßigen, diskriminierungsfreien und transpa-
renten Bedingungen. Näheres regelt die Bundesnetzagentur in Ein-
sichtnahmebedingungen, die der vorherigen Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur bedürfen. Die Ein-
sichtnahmebedingungen haben insbesondere der Sensitivität der er-
fassten Daten und dem zu erwartenden Verwaltungsaufwand Rech-
nung zu tragen.“ 

cc) In § 77c Absatz 3 Nummer 3 werden nach den Wörtern „betroffen sind“ die 
Wörter „, die nachweislich besonders schutzbedürftig und für die Funktions-
fähigkeit der kritischen Infrastruktur maßgeblich sind,“ eingefügt. 

e) Nummer 15 wird wie folgt geändert:  

aa) Im Änderungsbefehl wird die Angabe „77o“ durch die Angabe „77p“ ersetzt.  

bb) In § 77g Absatz 2 Nummer 4 werden nach den Wörtern „betroffen sind“ die 
Wörter „, die nachweislich besonders schutzbedürftig und für die Funktions-
fähigkeit der kritischen Infrastruktur maßgeblich sind,“ eingefügt. 

cc) In § 77h Absatz 4 Nummer 4 werden nach den Wörtern „betroffen sind“ die 
Wörter „, die nachweislich besonders schutzbedürftig und für die Funktions-
fähigkeit der kritischen Infrastruktur maßgeblich sind,“ eingefügt. 
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dd) In § 77i Absatz 5 Nummer 1 werden nach den Wörtern „betroffen sind“ die 
Wörter „, die nachweislich besonders schutzbedürftig und für die Funktions-
fähigkeit der kritischen Infrastruktur maßgeblich sind,“ eingefügt. 

ee) § 77k wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:  

„(1) Betreiber öffentlicher Kommunikationsnetze dürfen ihr öffent-
liches Telekommunikationsnetz in den Räumen des Teilnehmers ab-
schließen. Der Abschluss ist nur statthaft, wenn der Teilnehmer zu-
stimmt und Eingriffe in Eigentumsrechte Dritter so geringfügig wie 
möglich erfolgen. Die Verlegung neuer Netzinfrastruktur ist nur statt-
haft, soweit keine Nutzung bestehender Netzinfrastruktur nach den 
Absätzen 2 und 3 möglich ist, mit der der Betreiber seinen Telekom-
munikationsdienst ohne spürbare Qualitätseinbußen bis zum Teilneh-
mer bereitstellen kann. Soweit dies zum Netzabschluss erforderlich ist, 
ist der Gebäudeeigentümer dazu verpflichtet, dem Telekommunikati-
onsnetzbetreiber auf Antrag den Anschluss aktiver Netzbestandteile an 
das Stromnetz zu ermöglichen. Die durch den Anschluss aktiver Netz-
bestandteile an das Stromnetz entstehenden Kosten hat der Telekom-
munikationsnetzbetreiber zu tragen. 

(2) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Telekommunikations-
netze können, um ihr Netz in den Räumlichkeiten des Teilnehmers ab-
zuschließen, bei den Eigentümern oder Betreibern von gebäudeinter-
nen Komponenten öffentlicher Telekommunikationsnetze oder von ge-
bäudeinternen passiven Netzinfrastrukturen am Standort des Teilneh-
mers die Mitnutzung der gebäudeinternen Netzinfrastruktur beantra-
gen. Liegt der erste Konzentrations- oder Verteilerpunkt eines öffentli-
chen Telekommunikationsnetzes außerhalb des Gebäudes, so gilt Ab-
satz 1 ab diesem Punkt entsprechend.“ 

bbb) Die folgenden Absätze 4 bis 7 werden angefügt:  

„(4) Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer 
von Telekommunikationsdienstleistungen verfügen sollen, sind gebäu-
deintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeits-
fähigen passiven Netzinfrastrukturen sowie einem Zugangspunkt zu 
diesen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten. 

(5) Gebäude, die umfangreich renoviert werden und über An-
schlüsse für Endnutzer von Telekommunikationsdienstleistungen ver-
fügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit 
hochgeschwindigkeitsfähigen passiven Netzinfrastrukturen sowie ei-
nem Zugangspunkt zu diesen passiven gebäudeinternen Netzkompo-
nenten auszustatten. 

(6) Einfamilienhäuser, Baudenkmäler, Ferienhäuser, Militärge-
bäude und Gebäude, die für Zwecke der nationalen Sicherheit genutzt 
werden, fallen nicht unter die Absätze 4 und 5.  

(7) Die zuständigen Behörden haben darüber zu wachen, dass die 
nach Absatz 4 bis 6 festgesetzten Anforderungen erfüllt werden. So-
weit von der Verordnungsermächtigung des § 77o Absatz 4 Gebrauch 
gemacht wurde, berücksichtigen sie dabei die in der Rechtsverordnung 
festgesetzten Ausnahmen.“ 
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ff) § 77n Absatz 6 wird wie folgt gefasst:  

„(6) Kommt innerhalb von zwei Monaten keine Vereinbarung über die 
Mitnutzung nach § 77k Absatz 2 und 3 zustande, kann jede Partei eine Ent-
scheidung durch die Bundesnetzagentur als nationale Streitbeilegungsstelle 
nach § 132 in Verbindung mit § 134a beantragen. Grundlage für die Bestim-
mung der Höhe eines Entgelts sind dabei die zusätzlichen Kosten, die sich für 
den Gebäudeeigentümer durch die Ermöglichung der Mitnutzung der Netzinf-
rastruktur des Gebäudes ergeben. Soweit der die Mitnutzung begehrende Te-
lekommunikationsnetzbetreiber Investitionen zur Herstellung dieser Infra-
struktur getätigt hat, kann er die Mitnutzung entgeltfrei beanspruchen, es sei 
denn, dass die Mitnutzung aufgrund besonderer technischer oder baulicher 
Gegebenheiten einen außergewöhnlichen Aufwand verursacht. Der Maßstab 
nach Satz 3 gilt nur für solche Investitionen, die erstmalig ab Inkrafttreten die-
ses Gesetzes getätigt werden. Die Bundesnetzagentur entscheidet verbindlich 
und unverzüglich, spätestens aber innerhalb von zwei Monaten.“ 

gg) § 77o wird wie folgt geändert:  

aaa) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit durch Rechtsverord-
nung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnahmen von 
§ 77k Absatz 4 und 5 vorzusehen. Die Rechtsverordnung ist hinrei-
chend zu begründen und kann bestimmte Gebäudekategorien und um-
fangreiche Renovierungen ausnehmen, falls die Erfüllung der Pflichten 
unverhältnismäßig wäre. Die Unverhältnismäßigkeit kann insbeson-
dere auf den voraussichtlichen Kosten für einzelne Eigentümer oder 
auf der spezifischen Art des Gebäudes beruhen.“ 

bbb) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und die Angabe „3“ durch die 
Angabe „4“ ersetzt.  

ccc) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

hh) Folgender § 77p wird angefügt: 

„§ 77p 

Genehmigungsfristen für Bauarbeiten  

Genehmigungen für Bauarbeiten, die zum Zwecke des Aufbaus der Kom-
ponenten von digitalen Hochgeschwindigkeitsnetzen notwendig sind, sind 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang eines vollständigen Antrags zu er-
teilen oder abzulehnen. Die Frist kann um einen Monat verlängert werden, 
wenn dies wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die 
Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzeitig mitzuteilen.“ 

f) In Nummer 23 Absatz 2 Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 
ersetzt und wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. bei einer Inanspruchnahme von Eisenbahninfrastrukturunternehmen die zu-
ständige Eisenbahnaufsichtsbehörde.“ 

Drucksache 466/16-5-



  

 

2. Nach Artikel 12 werden die folgenden Artikel 13 und 14 eingefügt: 

‚Artikel 13 

Änderung der Stromnetzentgeltverordnung 

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 der Stromnetzentgeltverordnung vom 25. Juli 2005 
(BGBl. I S. 2225), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 2498) geändert worden ist, wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Einnahmen nach § 77f des Telekommunikationsgesetzes sind sachlich nicht dem 
Netzbetrieb zuzurechnen.“ 

Artikel 14 

Änderung der Gasnetzentgeltverordnung 

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 der Gasnetzentgeltverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBl. I 
S. 2197), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 28. Juli 2015 (BGBl. I S. 1400) 
geändert worden ist, wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Einnahmen nach § 77f des Telekommunikationsgesetzes sind sachlich nicht dem 
Netzbetrieb zuzurechnen.“ ‘ 

3. Der bisherige Artikel 13 wird Artikel 15. 
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